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A) FESTSETZUNGEN: 
 
1.) Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes  
 
2.) Abgrenzungen zwischen Gebieten unterschiedli-

cher Nutzung, soweit sie nicht mit öffentlichen 
Verkehrsflächen zusammenfallen. 

 
3.)  Abgrenzungen der Bauabschnitte. 
 Der jeweils nächste Bauabschnitt wird erst dann 

in Angriff genommen, wenn der vorausgegange-
ne Bauabschnitt mit mind. 60% bebaut ist.  

 
 

4.) Art der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 a BBauG: 

             WA         Allgemeines Wohngebiet 
 
5.) Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und Mindestgröße der Baugrundstü-

cke  § 9 (1)  1 a, b, c BBauG: 
 

Gebiet WA1 WA²  
Bauweise  nur Einzelhäuser  
Geschoßzahl (Z1) Höchstmaß I  II  
Grundflächenzahl (GRZ)  ’’ 0,2 0,3  
Geschoßflächenzahl (GFZ) 0,3 0,6  
Mindestgröße der Bau-   
grundstücke  (in qm)  600 600  

 
 Im Gebiet WA1 ist der Ausbau des Untergeschosses zu Aufenthaltsräumen 

im Rahmen des § 57 HBO zulässig, soweit es die Geländeverhältnisse ges-
tatten. Die Außenwandhöhe darf an der Bergseite nicht mehr als 4,25 m 
betragen. Für das Bestimmen der Außenwandhöhe gilt  § 25 (6) HBO.  

 
 * Soweit zeichnerisch keine kleineren überbaubaren Flächen festgesetzt sind.  
 
6. ) Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen § 9 (1) 1 b BBauG :  

   
 Baugrenze 
 
 nicht überbaubare Grundstücksfläche ausge-

schlossen auch Nebengebäude im Sinne § 14 
PNVO 

 
 überbaubare Grundstücksfläche 
 

 
 

7. ) Stellung der baulichen Anlagen  § 9 (1) 1 b BBauG: 
 
                       gepl.  Mit der Darstellung der Gebäude wird nur die 
                       Bebauung  Firstrichtung festgesetzt.  
 Die Stellung und Abmessung der eingetragenen 
 Gebäude ist nicht verbindlich. Die Grenzabstände  
 richten sich nach den Bestimmungen der HBO.  

    



8.) Verkehrsflächen  § 9 (1) 3 BBauG: 
 

 Öffentliche Verkehrsflächen 
  
 
 Fußweg (öffentlich) 

 
8a) SCHUTZZONE VON JEGLICHER BEBAU-

UNG, EINZÄUMEN UND BEPFLANZUNGEN 
FREI HALTEN.  

 
9.) Flächen für Versorgungsanlagen  § 9 (1) 5 BBauG:  

   
 Trafo 

 
10. ) Grünflächen  § 5 (2) und  § 9 (1)  8  BBauG: 
 
 Kinderspielplatz 

 
 Grünanlage (öffentliches Grün) 

 
11.) Leitungsrechte  § 9 (1)  11 BBauG:  
 
 Vorhandene Ableitung von Oberflächenwasser in 

offenem Graben, spätere Verrohrung geplant.  
 
12. ) Flächen für Stellplätze oder Garagen  § 9 (1)  e BBauG u. RGaO: 
 Bei Bebauung der Grundstücke ist je Wohneinheit ein Einstellplatz für Kfz 

auf dem Grundstück nachzuweisen.  
 Für Garagen sind die Bestimmungen der Bau-NVO über Baulinien, Bau-

grenzen und nicht überbaubare Flächen nicht verbindlich. Garagen müssen 
jedoch mit ihrer Vorderkante mind. 5,0 m vor der öffentlichen Verkehrsflä-
che entfernt sein. Ausnahme hiervon können zugelassen werden, wenn die 
Geländeverhältnisse abgesehen von besonderem unwirtschaftlichem Auf-
wand nur einen geringen Abstand gestatten (z.B. Steilhang) und Belange 
des öffentlichen Verkehrs nicht beeinträchtigt werden.  

 
13.) Abgrabungen und Aufschüttungen straßenseitig § 9 (1)  9 BBauG:  
 Von der Straßengrenze aus sind Böschungen als Abgrabung oder Auf-

schüttung auf dem Grundstück zu dulden, soweit dies nur zur Anpassung 
des umgebenden Geländes an die Straßenhöhe notwendig ist.  

 
 

B) GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN (2. Hess. DVO): 
 1. ) Dachgestaltung:  
 Festsetzung für Gebiet WA1 
 Dachform: Sattel- oder Walmdach 15 - 33° Neigung 
 Dachfarbe: dunkler Farbton, z.B. engobiert  
 Dachgauben oder ähnliche Aufbauten unzulässig, 
 Drempel bis 50 cm zulässig.  
 
 Festsetzung für Gebiet WA² 
 Dachform: Satteldach 30 - 33° Neigung 
 Dachfarbe: dunkler Farbton z.B. engobiert  
 Dachgauben oder ähnliche Aufbauten unzulässig, 
 Drempel bis 30 cm zulässig.  



 
        1a.)TRAUFHÖHEN 
 Die talseitige Gebäudehöhe wird wie folgt festgelegt:  

a.) 1-geschossige Bebauung Traufhöhe Talseite max.6,00 m  
b.) 2-geschossige Bebauung Traufhöhe Talseite max. 6,80 m 

 
 2.) Einfriedigungen: 
 Einfriedigungen dürfen nicht als geschlossene Wand ausgebildet werden.  
 Zulässige Höhe 1,00 . einschließlich Sockelmauer.  
 Bei seitlicher und rückwärtiger Einfriedigung in grobem Maschendraht 

bis 1,5 m zulässig.  
 Sockelmauern dürfen seitlich und rückwärtig nur bis 30 cm, straßensei-

tig nur bis 50 cm über Wegeoberkante errichtet werden. Ausnahmen 
gelten nur für Stützmauern, soweit das Anlegen einer Böschung unwirt-
schaftlichen Aufwand erfordert.  

 Der Verlauf der Einfriedigung ist ohne Abstufung dem Straßengefälle 
anzupassen.  

 
 3.) Nebengebäude und Nebenanlagen: 
 Nebengebäude und Anlagen sind nur in eingeschossiger Bauweise bis 

zu 3,0 m Außenwandhöhe zulässig. Dachform und Firstrichtung sind 
möglichst dem Hauptgebäude anzupassen.  

 
4.) Böschungen auf den Grundstücken:  

 Die Neigung von Böschungen ist mind. Höhen-Längen-Verhältnis 1:2 
auszuführen. Von der Nachbargrenze muss der Böschungsfuß mind. 
0,5 m entfernt sein. Auf veränderte Wasserführung ist besonders zu 
achten. 

 Ausnahmen von dem Abstand zur Nachbargrenze können im Einver-
nehmen mit dem Nachbarn zugelassen werden.  

 
C) NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME: 
 
 1.)  Vorhandene Flurstücksgrenzen  
 
 2.) Geplante Flurstücksgrenzen als nicht rechtsver-

bindlicher Vorschlag für günstige Parzellierung.  
 

3.) Belange des Fernmeldeamtes: In den Verkehrswegen sind bei Ausbau 
und Herstellung Trassen für die spätere Verlegung der Fernmeldekabel 
vorzusehen. Das Fernmeldeamt soll von Straßenbaumaßnahmen im 
Gaugebiet 1 Jahr vor Baubeginn unterrichtet werden.  

 
4.) Wasserversorgung und Entwässerung sowie evtl. weiter erforderliche 

Erschließungsanlagen werden in gesonderten fachtechnischen Plänen 
nachgewiesen. Dies gilt insbesondere für genehmigungspflichtige Anla-
gen nach dem Hess. Wassergesetz.   

 
 








